
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Prüf- und Begutachtungsstellenverordnung 

Kundmachungsorgan 

BGBl. II Nr. 78/1998 zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 240/2008 

§/Artikel/Anlage 

§ 5 

Inkrafttretensdatum 

09.07.2008 

Außerkrafttretensdatum 

07.03.2013 

Text 

Begutachtungsformblatt 

§ 5. (1) Das auf Grund der wiederkehrenden Begutachtung gemäß § 57a Abs. 4 KFG 1967 auszustellende 
Gutachten ist auf einem Begutachtungsformblatt auszustellen. Die Inhalte der Prüfpositionen müssen zumindest 
dem Muster der Anlage 1 entsprechen, wobei nur die jeweils festgestellten Mängel aufgedruckt werden. Auf 
dem Begutachtungsformblatt muss die ermächtigte Stelle nachvollziehbar erkennbar sein. Dies hat jedenfalls 
durch Verwendung des Begutachtungsstellenstempels (Abs. 3) zu erfolgen. Das Layout der 
Begutachtungsformblätter bedarf der Genehmigung durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie. 

(2) Zur Begutachtung von Fahrzeugen ermächtigte Stellen müssen sicherstellen, dass die Erstellung des 
Begutachtungsformblattes automationsunterstützt erfolgt und dass die solcherart erstellten und ausgefüllten 
Formblätter EDV-mäßig verarbeitbar sind. Der Begutachtungsdatensatz ist von den ermächtigten Stellen 
regelmäßig zu sichern und den Organen des Landeshauptmannes bei Revisionen zugänglich zu machen. Das 
Programm zur Erstellung des Begutachtungsformblattes und die Form des Datensatzes bedürfen der 
Genehmigung durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. Die ermächtigten Stellen 
haben stets eine solche Programmversion zu verwenden, mit der alle relevanten Daten erfasst und übergeben 
werden können. Im Falle von up-date-Versionen muss diese spätestens ein Jahr nach Genehmigung dieser 
Version durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie verwendet werden. 

(3) Der Landeshauptmann hat den zur wiederkehrenden Begutachtung ermächtigten Stellen eine 
Begutachtungsstellennummer zuzuweisen. Die Begutachtungsstellenstempel müssen dem Muster der Anlage 3 
entsprechen und dürfen ausschließlich auf dem im Begutachtungsformblatt dafür vorgesehenen Raum oder in 
Fällen ausdrücklicher gesetzlicher oder verordnungsmäßiger Ermächtigung verwendet werden. Der Ermächtigte 
hat dem Landeshauptmann unverzüglich ein Muster des Abdruckes des Begutachtungsstellenstempels zu 
übermitteln und die Anzahl der in der Begutachtungsstelle verwendeten Begutachtungsstellenstempel 
bekanntzugeben. Im Falle der Zurücklegung, des Widerrufes oder bei Erlöschen der Ermächtigung sind 
sämtliche Begutachtungsstellenstempel unverzüglich dem Landeshauptmann abzuliefern oder auf dessen 
Anordnung auszufolgen. Die Ablieferung begründet keinen Anspruch auf Entschädigung. 


